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Zwei und Zwanzigſter Jahrgang.
Mittwoch den 13. December 1848.
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Stück 21.

Da die Wege im Kreiſe durch das anhaltende Regenwetter in den Monaten September und Oetober ſo verſchlech-
tert worden ſind, daß ſie theilweiſe nur mit größter Anſtrengung und mit Gefahr paſſirt werden können, ſo fordere ich
die. Ortsrichter hierdurch auf, mit allem Nachdruck ſchleunigſt dafür Sorge zu tragen daß dieſelben eingegleißt und da
wo es die Nothwendigkeit mit ſich bringt, mit Kies und Steinen überfahren werden. Jch habe gleichzeitig die Gensd'armen
angewieſen, mir Anzeige zu erſtatten, im Fall hier und da dieſer meiner Anordnung nicht Folge geleiſtet worden ſeyn ſollte.

Merſeburg den 11. December 1848. Der Königl. Landrath Weidlich.
Zur Erinnerung an c 6. und 10. December

8.
„Man vergißt viel Leid in vier und zwanzig Stunden

Das haben auch wir Gottlob auf's neue zu unſerm Heil er-
fahren. Wer unter uns hätte wohl noch am fünften Decem-,
ber gedacht, daß ſchon mit dem ſechsten eine Zeit anbrechen
werde, in der man wieder aufathmen und ſich ſeines Daſeyns
freuen könne. So ſchwer lag das Leben auf uns Allen,
wie ein Alp, der uns im Schlafe drückt. Wir ſtrengen alle
Kräfte an ihn von uns abzuwälzen. Vergebens! Unſre
Glieder ſind wie gelähmt. Wir vermögen es nicht. Da
bricht ein Strahl des frühen Morgenlichts durch die
dunkle Nacht und weckt den geängſtigten Schläfer, und
ſiehe da, Ein kräftiger Athemzug verſcheucht das finſtere
Geſpenſt! So ging's auch uns am ſechsten Decem-
ber. Mit der Verfaſſungs Urkunde vom fünften ging
plötzlich ein neuer Hoffnungsſtrahl durch unſer banges Herz
und daß Nacht und Nebel und tückiſche Finſterniß ihn nicht
wieder verſchlinge, daß walte Gott und jeder Redlichgeſinnte!

Ein erfreulicher Anfang dazu iſt bereits in unſerer Stadt
gemacht. Es war zunächſt ſchon ein ganz guter Gedanke,
daß gleich am Abend deſſelben Tages, an welchem die frohe
königliche Botſchaft zu uns gelangt war, mehrere ehrenwerthe
Männer dieſer Stadt, da ſie grade traulich beiſammen wa-
ren, das Licht ihres freudigen Dankes für das hochherzige
Geſchenk nicht hinter'n Scheffel ſtellten, ſondern ſogleich an's
hell erleuchtete Fenſter und es leuchten ließen vor aller Welt.
Und noch beſſer war's, daß ſie ſich alsbald zuſammen
thaten denn friſche Fiſche, gute Fiſche! und an des
Königs Majeſtät die kurz' und gute Dankadreſſe richteten,
welche wir in der vorigen Nummer dieſer Blätter mit Freu-
den geleſen und mit vielen Andern nachträglich unterſchrieben
haben. Wie aber Ein Herz des Andern Spiegel iſt, ſo hielt
auch unſere Bürgerwehr mit ihrer Willensmeinung in dieſer
Sache nicht hinter'm Berge. Am 10. December trat ſie zu
einem aufrichtigen Danke gegen den Geber aller guten Gaben,
zu einem feierlichen Gottesdienſte in der hieſigen Stadtkirche
zuſammen und demſelben ſchloß ſich eine feſtliche Parade auf
dem Marktplatze an bei welcher von dem neu erwählten

Für die auswärtigen Leſer wird bemerkt, daß an dem betreffenden Abend
die Fenſter der Gaſtſtube des Schenkwirths Harniſch in der Oberburg-
ſtraße hell erleuchtet und an einem derſelben die einfache Aufſchrift

Es lebe unſre neue Verfaſſung! zu leſen war.
Anmerk. des Setzers.

Chef der Bürgerwehr dem geliebten Könige, und von dem
Führer der 5. Compagnie der reichen Königsgabe unter drei-
fach donnernder Zuſtimmung der ganzen Verſammlung ein
freudiges Lebehoch gebracht wurde. Am Abende waren faſt
alle Straßen der Stadt auf das freundlichſte freiwillig er
leuchtet und eine fröhliche Menge durchwogte ſie, mit
unter in traulicher Verbrüderung. Auch an transparenten
Sinnſprüchen fehlte es nicht. Die einfachſten: „Gott ſegne
den König „Einigkeit macht ſtark an die jüngſte, ſchmerz-
liche Vergangenheit gehalten, gaben dem eruſteren Sinne
Mancherlei zu denken. Aber recht ergreifend war es, an ei
nem hell erleuchteten Hauſe unſre preußiſche Fahne, die erſt
vor Kurzem noch in den Staub getretene, zu Glanz und
Ehren wieder aufgerichtet zu ſehen! Arbeiten wir Alle mit
redlichem, unermüdlichen Herzen daran, daß ſie nun auch für
alle Zukunft aufgerichtet bleibe, unbeſchadet der deut-
ſchen Fahne, die wir ſchon deshalb nimmer verlaſſen wollen,
weil unſer König zu ihr zu halten in verhängnißvoller
Stunde gelobt hat! Mit Adreſſen und Vivats und Jl-
luminationen, das wiſſen wir Alle, iſt's nicht abgethan.

„Nur weiſe Hut
behält ihr Gut.

An praktiſcher Gelegenheit zur Uebung dieſer Weisheit
wird es uns nicht fehlen. Denken wir nur zunächſt an die
binnen Kurzem bevorſtehenden neuen Wahlen. Doch da
von, will's Gott und Zeit, ein andermal.

Nur einige ultra demokratiſche Dunkelmänner, die der heilige St. Florian
erleuchten möge, hatten nicht illuminirt.

Anmerk. des Setzers.

Der beſiegte Zweifel.
Sie haben ſtets gezweifelt

An Deiner Redlichkeit
Und Deines Hauſes Stätte
Mit frechem Wort entweiht,
Sie haben ſtets gezweifelt,
Daß Du ſei'ſt je gewillt,
Die Freiheit uns zu geben,
Ob der das Herz uns ſchwillt!

Es ſtrömt in Deinen Adern
Der Hohenzollern Blut,
Doch haben ſie gezweifelt
An Deinem ſtarken Muth,
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An Deines Herzens Milte,
An Deinem deutſchen Sinn,
Dich in den Staub zu ziehen,
Dünkt' ihnen Hochgewinn.

Sein Blut iſt auch nicht reiner,
So ſprachen ſie voll Hohn,
Er iſt wie unſer einer,
Reißt ihn von ſeinem Thron!
Sie haben ſelbſt bezweifelt
Den Glauben Dein in Gott,
Weil mit dem eignen Glauben
Sie trieben eitel Spott.

Wollt' ja auch uns ſchon dünken
Zu Zeiten, ach, mit Schmerz,
Als hätteſt Deinem Volke
Verſchloſſen Du Dein Herz!
Gottlob, Du haſt's bewieſen,
Daß ſtark Dein Arm noch iſt
Und Deine offne Seele
Nichts weiß von Hinterliſt!

Die That hat's nun bewieſen
Nach Freiheit ſteht Dein Muth,
Drum dünkt des Volkes Freiheit
Dir auch ein heilig Gut;
Nicht minder Dir im Herzen
Der deutſche Glaube lebt,
Der, ſeinen Gott zum Schilde,
Nicht vor der Hölle bebt.

Drum, ob auch vom Verrathe
Du ſelber rings bedroht,
Haſt Du mit Gott gerettet
Dein Volk aus tiefer Noth,
Und biſt uns wieder worden
Ein treuer König nun,
Und kannſt getroſt nun wieder
Jn unſerm Schooße ruhn!

Bekanntmachungen.
Straßenbelenchtung. Der nächſte Zeitabſchnitt

der Straßenbeleuchtung hieſiger Stadt beginnt mit dem 13.
December und endet den 29. December d. J. Die Laternen
ſollen brennen am 13. December von 5 bis 84 Uhr, am
14. December von 5 bis 91 Uhr, am 15. December von
5 bis 103 Uhr, vom 16. bis 21. December von 5 bis 11
Uhr, vom 22. bis mit 26. December von 43 bis 11 Uhr,
am 27. December von 5 bis 11 Uhr, am 28. Decemher von
6 bis 11 Uhr, und am 29. December von 74 bis 11 Uhr.

Merſeburg, den 11. December 1848.
Der Magiſtrat.

Bekanntmachung. Jn einer mit vielen Unterſchrif-
ten verſehenen Eingabe iſt an die ſtädtiſchen Behörden die
Anfrage gerichtet worden ob die Aufhebung der Mahl- und
Schlachtſteuer mit Beginn des Jahres 1849 erfolge. Der
den Bittſtellern hierauf ertheilte Beſcheid vom heutigen Tage
wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht:

Auf die an die ſtädtiſchen Behörden ergangene Anfrage:
ob die Mahl- und Schlachtſteuer mit dem Beginn des Jah-
res 1849 endlich einmal aufhöre? wird Jhnen im Einver-
ſtändniß mit der Stadtverordneten Verſammlung hierdurch
erwiedert, daß wir dieſen hochwichtigen Gegenſtand ſtets im
Auge behalten und ſchon vor dem Eingange Jhrer Eingabe

in mehrern Städten Erkundigung hierüber eingezogen ha-
ben. Die Nachrichten, welche uns insbeſondere durch den
Magiſtrat in Naumburg hierüber geworden ſind, beſtätigen
es, daß die Steuerbeträge, welche durch den Wegfall der
Mahl- und Schlachtſteuer ausfallen durch die bisherige
Beſteuerungsart ohne die größten Bedrückungen nicht auf-
gebracht werden können. Jn jener Stadt iſt dies neben
einer Steigerung der von den wohlhabenderen Einwoh-
nern zu entrichtenden Steuerſätze nur dadurch möglich ge-
worden, daß der zur Schuldentilgung ausgeſetzte Betrag,
außerdem aber ein nicht unbedeutender Kapital Zuſchuß
aus der Kämmereikaſſe zur Deckung des Fehlenden mit
verwendet wurden. Hiernach und nach unſeren wieder-
holten Erwägungen kann die Mahl- ünd Schlachtſteuer nur
dann in Wegfall kommen, wenn eine durchgreifende, alle
Steuerfreiheiten beſeitigende, eine völlige Gleichmäßigkeit in
der Beſteuerung herbeiführende Veränderung in unſerem
Steuerweſen im geſetzlichen Wege herbeigeführt wird. Wir
dürfen hoffen daß ein ſolches Steuergeſetz, durch die ob-
waltenden Verhältniſſe bisher verzögert, baldigſt erfolgen werde.
Denn es enthält das Allerhöchſte Patent in Betreff der Zu
ſammenberufung der Vertreter vom 5. d. M. auch die Zu-
ſicherung, daß der nächſten Volksvertretung ein Geſetz über
Aufhebung der Grund- und Klaſſenſteuer- Befreiungen und
wegen Einführung einer allgemeinen Grundſteuer und ein
Geſetz über die Einkommenſteuer werde vorgelegt werden.
Die neuen Kammern treten im Februar k. J. zuſammen
und es wird ſomit, wie wir mit Beſtimmtheit hoffen Jh-
ren Wünſchen in nicht allzulanger Zeit entſprochen werden
können. Bis dahin muß der jetzige ohne Bedrückungen und
Verwirrungen nicht abzuändernde Zuſtand ertragen werden.

Merſeburg, den 11. December 1848.
Der Magiſtrat.

Bekanntmachung. Als muthmaßlich geſtohlen ſind
ein Beil, eine Axt und ein Spaten in Beſchlag genommen
worden.

Wer dergl. Gegenſtände vermißt, wolle ſich im Polizei-
Büreau melden. Merſeburg, den 10. December 1848.

Der Magiſtrat.
Bekanntmachung.

Es wird hierdurch zur Kenntniß der Gerichtseingeſeſſe-
nen gebracht

1) daß beim unterzeichneten Gerichte der Mittwoch einer
jeden Woche von 10 bis 1 Uhr Vormittags als De-
poſitaltag beſtimmt iſt, aber alle zur Annahme in das
Depoſitum beſtimmte Gelder, Documente und Prä-
tioſen gehörig vorher offerirt werden müſſen indem
vorläufige Aſſervation von Depoſitalgeldern geſetzlich
unzuläſſig iſt

2) daß der Herr Land und StadtgerichtsRath Schäfer
als Iſter Kurator,
Herr Oberlandesgerichts Aſſeſſor Brummer als

2ter Kurator, und
der Herr Rendant Schartow, Sgemeinſchaftlich zur Verwaltung des Depoſitorii be

ſtimmt ſind
3) daß daher alle Zahlungen und Einlieferungen von

zum Depoſito beſtimmten Gegenſtänden nur an dieſe
3 Beamte gemeinſchaftlich geſchehen dürfen und nur
eine von denſelben gemeinſchaftlich ansgeſtellte Quit-
tung gegen nochmalige Zahlung ſchützt.

Merſeburg, den 24. November 1848.
Königliches Land- und Stadt- Gericht.
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Auction. Am erſten Tage der den 18. December d. J.
und flg. Tage, Vormittags von 9 Uhr, an, in der Woh-
nung des Herrn Oberforſtmeiſter von Schleinitz in der
Altenburg ſtattfindenden Auction kommen die Betten und
die Bett, Leib und Tiſchwäſche vor.

Nagel, Auct.
Verkauf. Ein neuer einſpänniger Leiterwagen mit

eiſernen Achſen und ein neues beſchlagenes zweiſpänniges
Hinterrad ſtehen zu verkaufen auf dem Neumarkte bei

A. Lanue, Schmiedemeiſter.

Handlungsanzeige. Zum heraunahen-
den Weihnachtsfeſte empfehle ich große Smirn.
Roſinen, beſte Zanthe Corinthen, friſche Bamb.
Schmelzbutter, Genueſer Citronat, ſo wie alle übrigen
Materialwaaren zu billigſten Preiſen.

L. Zimmermann, Neumarkt.
Varinas in Rollen, alte abgelagerte Waare, 1843r

Jahrgang, Portorico und Petit-Portorico, erlaſſe
in Rollen und einzeln billigſt.

L. Zimmermann, Neumarkt.
Jn Cigarren, ſowohl Bremer als inländiſches Fa-

brikat, kann ſtets mit alter Waare dienen und offerire
ſolche in den Preiſen von 23 bis 24 Thlr. die 1000 Stück.

Alle Sorten Aquavite und Liqueure, Jamaicea
Rum, Weſtind. Rum, Arac de Goa, Punſch und
Grog-Extract, ff. Sprit, alter Nordhäuſer Korn-
branntwein billigſt bei L. Zimmermann.

Gelben und weißen Wachsſtock, bunte Kinderwachs-
ſtöcke und Wachslichte, empfiehlt L. Zimmermann.

Empfehlung.
Komiſcher Volkskalender für ISA

von Glasbrenner, à 10 Sgr.
Zu haben bei Guſtav Lots.Beiſpiel aus deſſen logiſchen Beweiſen:
Gäbe es keine Wolle, ſo ſäßen auch die Schaafsköpfe

nicht in der Wolle; ſäßen die Schaafsköpfe nicht in der
Wolle, ſo ſehnten ſie ſich auch nicht nach der Despotie zu-
rück; ſehnten ſie ſich nicht nach der Despotie zurück, ſo hör-
ten wir ſie auch nicht in den Zeitungen blöcken wir hören
ſie aber im Kreisblatt blöcken, ergo muß es auch
Wolle geben.

Empfehlung. Zu Weihnachtsgeſchenken empfehle
ich eine Auswahl von Täſchner- und Sattlerwaaren als
Jagd-, Reiſe-, Geld-, Damen und Kindertaſchen, Reiſe-
koffer, Schulränzchen und Schultaſchen für Knaben und
Mädchen, Damenkäalluſchen, fertige Sophas und Fußbänk-
chen, Hoſenträger mit und ohne Stickerei, Reit-, Fahr und
Kinderpeitſchen und noch viele verſchiedene Gegenſtände.

Auch werden alle in mein Fach einſchlagende Stickerei Ar-
beiten ſchnell und ſauber verfertigt.

Julius Hammer am Markt.
Empfehlung.

Jch bitte auch mich in dieſem Jahre gütigſt zu be-
achten, und empfehle mich mit gewürzten, weißen und
braunen Honigkuchen, auf I Thlr. 12 Sgr. Ra-
batt. Auch empfehle ich mich mit verſchiedenen Arten Con-
feeten an Chriſtbäume.

Endlich bitte ich um zahlreiche Beſtellung der beliebten
Weihnachtsſtollen.

R. Frauenheim, Gotthardtsſtraße.

Zu Weihnachtsgeſchenken
empfehle ich eine große Auswahl Damen und Kinder-
müffe, von allen beliebigen Fellarten ſo wie Herren und
Kindermützen zu auffallend billigen Preiſen. Auch werden
Beſtellungen aller Art, die in mein Geſchäft einſchlagen,
ſchnell und ſauber angefertigt von

J. G. Knauth, Kürſchnermeiſter,
Entenplan Nr. 82.*

Haaſenfelle kauft fortwährend zum höchſten Preis

J. G. Knauth.
Verbotener Weg.

Der Feldweg an der Kötzſchner Grenze, welcher von der
Naumburger Straße nach Süden führt, wird für Benutzung
der Kötzſchner Flur und fremden Fuhrwerks, desgleichen das
Umkehren mit dem Ackergeräthe beim Ackern, von den Kötzſch
ner Flurbeſitzern verboten. Wer dagegen handelt, verfällt
in eine Strafe von 10 Sgr., bei wiederholten Malen müſ-
ſen die geſchärfteren Beſtimmungen eintreten.

Niederbeung, den 9. December 1848.
Jm Auftrage der Flurbeſitzer:

Ortsrichter Hündorf.
Die octroyirte Verfaſſung macht einen bedeutenden

Abſchnitt in unſerer politiſchen Bewegung eine Verſtändi-
gung darüber iſt nothwendig. Zu dieſem Zwecke berufen
wir zum 17. December, Nachmittags 2 Uhr, eine

Volksverſammlung
in den hieſigen Thüringer Hof, und laden hierdurch Stadt-
und Landbewohner zur Theilnahme ein.

Merſeburg, den 11. December 1848.

Die vereinigten Clubs.
Alle Pächter der Paſtor Körnerſchen Grundſtücke wer-

den aufgefordert, die Rückſtände binnen 8 Tagen zu bezah-
len, widrigenfalls Klage erfolgt.

Anzeige. Der mit 68 Unterſchriften in Nr. 94. d.
Bl. veröffentlichte Aufruf hatte nebſt der zugehörigen Adreſſe
an des Königs Majeſtät weitere 258 Unterſchriften gefunden.
Dazu ſind nun noch 385 nene hinzugekommen und daher
haben im Ganzen 711 Unterſchriften an Se. Majeſtät den
König eingeſendet werden können.

Merſeburg, den 10. December 1848.
Weiß jun.

Die vetroyirte Verfaſſung.
Nachdem ſich die erſte Aufregung gelegt hat, in die das

Land durch die überraſchende Verkündigung eines octroyirten
Grundgefſetzes gerathen war, dürfte es wohl an der Zeit feyn,
die Sache ſelbſt in dieſen Blättern näher ins Auge zu faſ-
ſen, um ſich klar zu werden, was wir eigentlich erhalten ha
ben und was uns fehlt.

Was iſt eine ovetroyirte Verfaſſung? Es iſt ein Grund-
geſetz, welches nicht von den Vertretern des Volkes berathen
und mit dem Fürſten vereinbart, ſondern vom Letztern aus
eigener Macht gegeben iſt.

Da, wo Geſetze (und wären es auch die beſten) vom
Fürſten allein gegeben werden beſteht die abſolute Monar-
chie. Der Wille des Volkes wird im abſoluten Staate wie
der Wille Unmündiger angeſehen, den die Regierung nur
zu beachten braucht, wenn ſie will. Jſt jedoch das Volk
ſich bewußt geworden daß es in ſeiner Geſammtheit den

J Staat bildet und daß der Staat nur das Wohl der Ge
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ſammtheit und jedes Einzelnen fördern ſoll, ſo kann es nicht
mehr unter dem Abſolutismus ſtehen nicht mehr von Adel
und Beamten allein regiert werden. Es verlangt Freiheit,
gleiche Berechtigung und Selbſtverwaltung.

Dies ſoll durch die Verfaſſung beſtimmt und geſichert
werden. Eine verfaſſungsmäßige Regierung iſt daher eine
ſolche, welche dem Volkswillen gemäß regiert, der durch die
Volksvertreter ausgeſprochen iſt.

Kein Geſetz darf gegeben, keine Steuer erhoben werden
ohne die Zuſtimmung der Volksvertreter, und ſowohl der
Fürſt als die Regierung und jeder Civil- oder Militair-Be
amte muß die Geſetze ſo getreulich halten als es von den
übrigen Staatsbürgern verlangt wird. Der Miniſter muß
ebenſo ſicher in ſeinem Schloſſe ſeyn, als der ärmſte Demo-
krat in ſeiner Kammer. Aber der Miniſter darf ſich ebenſe-
wenig am Recht und der Freiheit vergreifen, als der arme
Demokrat ungeſtraft ein Geſetz verletzen darf.

Seit dem März d. J. iſt Preußen in die Reihe der
Verfaſſungsſtaaten getreten. Der König verſprach, daß eine
Verfaſſung auf breiteſter Grundlage mit der aus Urwahlen
hervorgehenden Volksvertretung vereinbart werden ſolle und
gab am 8. April das, mit dem vereinigten Landtage bera-
thene Wahlgeſetz für die National-Verſammlung. Ferner
gab er das Geſetz über einige Grundlagen der künftigen
Verfaſſung, worin der National- Vertretung die Zuſtimmung
zu allen Geſetzen, ſo wie die Feſtſtellung des Stagatshaus-
Haltes und das Steuerbewilligungsrecht zugeſichert wird.

Hierdurch mußte der Abſolutismus enden. Es durfte
kein Geſetz, am wenigſten das Verfaſſungsgeſetz, ohne Zuſtim-
mung der Volksvertreter gegeben werden.
die Feſtſtellung der Staats Einnahmen und Ausgaben pro
1848 geſtattet.

W. R.(Fortſetzung folgt.)

Herr Aſſeſſor Herrmann ſetzt ſich auf's große Pferd!
Jhm diene zur nöthigen Belehrung, daß die geſammte Bür-
gerſchaft und jeder Einzelne, auch der Geringſte, das un
zweifelhafte Recht und ſogar die Pflicht hat, ihn zu fragen
wie er als Mitglied der ſtädt. Behörde dazu “gekommen, im
Wiederſpruch mit ſeinem Bürgereide und ſeinem Soldaten
eide, bei jener jammervollen Deputation ſich zu betheiligen.
Die That geſchah öffentlich, öffentlich ſei auch die Rechtfer-
tigung, ſonſt bleibt der Schandfleck ſitzen. Verſtanden

Die in den Ausdrücken ganz gehörig und nach-
drücklich enthaltene gemeine Drohung darf dem Polizei-
manne und deſſen Sympathien für das Büttelamt wohl zu
Gute gehalten werden. Alſo dadrum keine Feindſchaft!

Herr Lehrer Dresde
nennt ſich in einer Unterſchrift im v. St. d. Bl. HOber-
lehrer. Dieſer Titel iſt ihm nicht beigelegt und daher eine
Anmaßung. Daß Herr Dresde die oberſte Knabenklaſſe der
hieſ. Bürgerſchule verwaltet, giebt ihm auf einen ſolchen
Titel kein Recht und macht keinen Rangunterſchied. Oben
oder Unten, Lehrer iſt Lehrer. Jn jedem Stande aber
wird nur Der am meiſten gelten, welcher ohne Praſſel und
Quaſſel am redlichſten ſeine Pflicht erfüllt.

Nur Fünf?
Nicht „zwei Juriſten,“ wie zu leſen,

Es ſind ihrer drei geweſen.
Aber Null zählt niemals mit,
Alſo bleibet das Faeit.

Ebenſowenig war

Nachricht für den Gemeindeverband von
Starſiedel,

Jn Sachen die Straßenfrohne betreffend haben wir
Deputirte von dem Herrn Regierungs Präſidenten abſchläg-
liche Antwort erhalten.

Sellmann. Jhlefeldt. Buſch. EChrifſtel.
Herr Kaufmann Schönlicht hierſ. hat mir mitgetheilt,

ein hieſiger Beamte hätte ihn aufgefordert, er
möge nicht mit mir umgehen, weil ſein Geſchäft dadurch leiden
würde, indem ich ein Republikaner ſei.

Obgleich ich den Titel eines Republikaners an ſich für
keine Schmähnng halte, ſo iſt er doch im Sinne dieſes Be
amten eine Verläumdung. Jch werve alſo dieſen Begm-
ten als feigen Verläumder bezeichnen, wenn er
nicht binnen 8 Tagen ſeinen Namen angiebt.

Ueberhaupt iſt ſchon hier mehrfach die Niederträchtigkeit
vorgekommen, Geſchäftsmännern wegen politiſchen Meinungen
zu ſchaden. Jch gehöre nicht zu den Schwächlingen, welche
ſich durch dergleichen Armſeligkeiten einſchüchtern laſſen, werde
mich aber bemühen, ſolche Fälle öffentlich bekannt zu machen.

Merſeburg, den 13. December 1848.
Der Kaufmann Jungmann.

Jn Nr. 98. dieſes Blattes haben verſchiedene Wahl-
männer unſeres Kreiſes, die bekannten 74, ihr Verfahren
am 15. November der Oeffentlichkeit übergeben, natürkich
um ſich zu rechtfertigen, und wie ſie ſelbſt angeben, verbrei-
tete falſche Darſtellungen zu berichtigen. Solches Unter
nehmen muß aber höchlich wundern da die ganze Hand-
lungsweiſe an jenem Tage eine irrige, durchaus unberech-
tigte war. Jrrthum bleibt Jrrthum, mag er genau oder
ungenau entſtellt oder getren mitgetheilt werden. Wie
kommen die 74 dazu, den Deputirten zur Rechenſchaft zu
ziehen der an keine Jnſtruction gebunden nur ſeinem
Gewiſſen zu folgen hatte? Nichts als das hat Herr Neu-
barth gethan und ſich dadurch die Achtung und den Dank
aller wahrhaft Conſtitutionellen erworben. Wer hat den 74
ein Recht gegeben was die Urwähler von 50,000 Seelen
nicht für ſich in Anſpruch nehmen dürfen? Schweigen

oder Bekennen des Unrechts waren das Einzige,
welches im vorliegenden Falle geſchehen mußte.

Ein Urwähler vom platten Lande.
Was macht ſich denn der Zſchöcherſche Hoffmann in den

Blättern ſo mauſig über den Altranſtädter Gerichtshalter?
Wollen ſeine Zeitgeiſter mit Gewalt zum Kopfe raus, oder
will er nur hören laſſen, daß er vch ſtudirt is und Preßfreiheit
treiben kann, damit er mal unverletzlicher Deputirter mit
3 Thlr. Diäten werden kann. Allen Reſpect.

Will er denn nicht auf „die beſcheidene Haſenanfrage“
noch beantragen, daß die im Herbſte weggeſchoſſenen Haſen
gebraten zurückgegeben werden müſſen

Das wäre den Anforderungen der Zeit entſprechend und
mehr wie c.

Die Zeit wird rächen und richten, das ſieht man an
Mancken. Brandenburgſch.

Der uns mit dem Peoſtſtempel Halle 11/12. zugegan-
gene anonyme Artikel (Entgegnung) kann nur dann Auf-
nahme finden, wenn der Einſender der Unterzeichneten ſeinen
Namen genannt hat. Diseretion wird zugeſichert.

Die Redaetion des Kreisblatts.
Druck und Verlag von Kobitzſchens Erben. Redigirt von Carl Jurk in Merſeburg
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Verfaſſungs- Urkundefür den preußiſchen Staat.
(Schluß.)

Titel III. Vom Könige.
Art. 41. Die Perſon des Königs iſt unverletzlich. Art. 42. Seine

Miniſter ſind verantwortlich. Alle Regierungs-Akten des Königs bedürfen
zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung eines Miniſters, welcher dadurch die
Verantwortlichkeit übernimmt. Art. 43. Dem Könige allein ſteht die voll
ziehende Gewalt zu. Er ernennt und entläßt die Miniſter. Er befiehlt dieVerkündigung der Geſetze und erläßt unverzüglich die zu deren Ausführung

nöthigen Verordnungen. Art. 44. Der König führt den Oberbefehl über
das Heer. Art. 45. Er beſetzt alle Stellen in demſelben, ſo wie in den
übrigen Zweigen des Staatsdienſtes inſofern nicht das Geſetz ein Anderes
verordnet. Art. 46. Der König hat das Recht, Krieg zu erklären Frieden
zu ſchließen und Verträge mit fremden Regierungen zu errichten. Handels
Verträge, ſo wie andere Verträge durch welche dem Staate Laſten oder ein-
zelnen Staatsbürgern Verpflichtungen auferlegt werden, bedürfen zu ihrer Gül-
tigkeit der Zuſtimmung der Kammern. Art. 47. Der König hat das Recht
der Begnadigung und Strafmilderung. Zu Gunſten eines wegen ſeiner Amts-
handlungen verurtheilten Miniſters kann dieſes Recht nur auf Antrag derjeni-
gen Kammer ausgeübt werden von welcher die Anklage ausgegangen iſt.
Er kann bereits eingeleitete Unterſuchungen nur auf Grund eines beſonderen
Geſetzes niederſchlagen. Art. 48. Dem Könige ſteht die Verleihung von
Orden und anderen mit Vorrechten nicht verbundenen Auszeichnungen zu. Er
übt das Münzrecht nach Maßgabe des Geſetzes. Art. 49. Der König be-
ruft die Kammern und ſchließt ihre Sitzungen. Er kann ſie entweder beide
zugleich oder nur eine auflöſen. Es müſſen aber in einem ſolchen Falle in
nerhalb eines Zeitraums von 40 Tagen nach der Auflöſung die Wähler und
innerhalb eines Zeitraums von 60 Tagen nach der Auflöſung die Kammern
verſammelt werden. Art. 50. Der König kann die Kammern vertagen.
Ohne deren Zuſtimmung darf dieſe Vertagung die Friſt von 30 Tagen nicht
überſteigen und während derſelben Seſſion nicht wiederholt werden. Art. 51.
Die Krene iſt, den Königlichen Hausgeſetzen gemäß, erblich in dem Manns-
ſtamme des Königlichen Hauſes näch dem Rechte der Erſtgeburt und der ag-
natiſchen Linealfolge. Art. 52.. Der König wird mit Vollendung des 18ten
Lebensjahres volljährig. Er leiſtet in Gegenwart der vereinigten Kammern
das eidliche Gelöbniß, die Verfaſſung des Königreiches feſt und unverbrüchlich
zu halten und in Uebereinſtimmung mit derſelben und den Geſetzen zu regieren.
Art. 53. Ohne Einwilligung beider Kammern kann der König nicht zugleich
Herrſcher fremder Reiche ſein. Art. 54. Jm Fall der Minderjährigkeit des
Königs vereinigen ſich beide Kammern zu Einer Verſammlung um die Re-
gentſchaft und die Vormundſchaft anzuordnen, inſofern nicht ſchon durch ein
beſonderes Geſetz für Beides Vorſorge getroffen iſt. Art. 55. Jſt der Kö-
nig in der Unmöglichkeit zu regieren ſo beruft der Nächſte zur Krone oder
Derjenige der nach den Hausgeſetzen an deſſen Stelle tritt, beide Kammern,
um in Gemäßheit des Art. 54. zu handeln. Art. 56. Die Regentſchaft
kann nur einer Perſon übertragen werden. Der Regent ſchwört bei Antre-
tung der Regentſchaft einen Eid, die Verfaſſung des Königreichs feſt und un-
verbrüchlich zu halten und in Uebereinſtimmung mit derſelben und den Geſetzen
zu regieren. Art. 57. Dem Kron-Fideikommiß-Fonds verbleibt die durch das
Geſetz vom 17. Januar 1820 auf die Einkünfte der Domainen und Forſten
angewieſene Rente.

Titel IV. Von den Miniſtern.
Art. 58. Die Miniſter ſowie die zu ihrer Vertretung abgeordneten

Staatsbeamten haben Zutritt zu jeder Kammer und müſſen auf ihr Verlangen
zu jeder Zeit gehört werden. Jede Kammer kann die Gegenwart der Mini-
ſter verlangen. Die Miniſter haben in einer oder der anderen Kammer nur
dann Stimmrecht, wenn ſie Mitglieder derſelben find. Art. 59. Die Mini-
ſter können durch Beſchluß einer Kammer wegen des Verbrechens der Ver-
faſſungs-Verletzung, der Beſtechung und des Verrathes angeklagt werden. Ue-
ber ſolche Anklage entſcheidet der oberſte Gerichtshof der Monarchie in
vereinigten Senaten. So lange noch zwei oberſte Gerichtshöfe beſtehen tre
ten dieſelben zu obigem Zwecke zuſammen. Die näheren Beſtimmungen über
die Fälle der Verantwortlichkeit, über das Verfahren und das Strafmaß wer-
den einem beſonderen Geſetze vorbehalten.

Titel V. Von den Kammern.
Art. 60. Die geſetzgebende Gewalt wird gemeinſchaftlich durch den Kö-

nig und durch zwei Kammern ausgeübt. Die Uebereinſtimmung des Königs
und beider Kammern iſt zu jedem Geſetze erforderlich. Art. 61. Dem Kö-
nige ſowie jeder Kammer ſteht das Recht zu, Geſetze vorzuſchlagen. Vor-
ſchläge, welche durch eine der Kammern oder durch den König verworfen wor-
den ſind, können in derſelben Seſſion nicht wieder vorgebracht werden. Art. 62.
Die erſte Kammer beſteht aus 180 Mitgliedern. Art. 63. Die Mitglieder
der erſten Kammer werden durch die Provinzial-, Bezirks und Kreisvertreter

len etwa zu beſtimmenden Ausnahmen.

erwählt. (Art. 104.) Die Provinzial, Bezirks und Kreisvertreter bilden,
nach näherer Beſtimmung des Wahlgeſetzes, die Wahlkörper und wählen die
nach der Bevölkerung auf die Wahl-Bezirke fallende Zahl der Abgeordneten

Anmerkung. Bei der Reviſton der VerfaſſungsUrkunde bleibt zu
erwägen, ob ein Theil der Mitglieder der erſten Kammer vom Könige zu er
nennen und ob den Ober-Bürgermeiſtern der großen Städte, ſo wie den Ver
tretern der Univerſitäten und Akademieen der Künſte und Wiſſenſchaften der
Sitz in der Kammer einzuräumen ſein möchte.

Art. 64. Die Legislatur-Pexiode der erſten Kammer wird auf ſechs
Jahre feſtgeſetzt. Art. 65. Wählbar zum Mitgliede der erſten Kammer iſt
jeder Preuße, der das 40ſte Lebensjahr vollendet den Vollbeſitz der bürgerli-
chen Rechte in Folge rechtskräftigen, richterlichen Erkenntniſſes nicht verloren
und bereits fünf Jahre lang dem preußiſchen Staatsverbande angehört hat.
Art. 66. Die zweite Kammer beſteht aus 350 Mitgliedern. Die Wahlbe-
zirke werden nach Maßgabe der Bevölkerung feſtgeſtellt. Art. 67. Jeder
ſelbſtſtändige Preuße, welcher das 24ſte Lebensjahr vollendet nicht den Voll
beſitz der bürgerlichen Rechte in Folge rechtskräftigen richterlichen Erkenntuiſſes
verloren hat, iſt in der Gemeinde, worin er ſeit ſechs Monaten ſeinen Wohn
ſitz oder Aufenthalt hat, ſtimmberechtigter Urwähler, inſofern er nicht aus öf-
fentlichen Mitteln Armen- Unterſtützung erhält

Anmerkung. Bei der Reviſion der Verfaſſungs-Urkunde bleibt es
zu erwägen, ob nicht ein anderer Wahlmodus, namentlich der der Eintheilung
nach beſtimmten Klaſſen für Stadt und Land wobei ſämmtliche bisherigen
Urwähler mitwählen, vorzuziehen ſein möchte.

Art. 68. Die Urwähler einer jeden Gemeinde wählen auf jede Vollzahl
von 250 Seelen ihrer Bevölkerung einen Wahlmann. Art. 69. Die Ab-
geordneten werden durch die Wahlmänner erwählt. Die Wahlbezirke ſollen ſo
organiſirt werden daß mindeſtens zwei Abgeordnete von einem Wahlkörper
gewählt werden. Art. 70. Die Legislatur-Periode der zweiten Kammer wird
auf drei Jahre feſtgeſetzt. Art. 71. Zum Abgeordneten der zweiten Kammer
iſt jeder Preuße wählhar, der das dreißigſte Lebensjahr vokllendet, den Vollbe-
ſitz der bürgerlichen Rechte in Folge rechtskräftigen richterlichen Erkenntniſſes
nicht verleren und bereits ein Jahr lang dem preußiſchen Staatsverbande an
gehört hat. Art. 72. Die Kammern werden nach Ablauf ihrer Legislatur
Periode nen gewählt. Ein Gleiches geſchieht im Falle der Auflöſung. Jn
beiden Fällen ſind die bisherigen Mitglieder wieder wählbar. Art. 73. Das
Nähere über die Ausführung der Wahlen zu beiden Kammern beſtimmt das
Wahlausführungsgeſetz. Art. 74. Stellvertreter für die Mitglieder der bei
den Kammern werden nicht gewählt. Art. 75. Die Kammern werden durch
den König regelmäßig im Monat November jeden Jahres und außerdem ſo
oft es die Umſtände erheiſchen, einberufen. Art. 76. Die Eröffnung und die
Schließung der Kammern geſchieht durch den König in Perſon oder durch ei
nen dazu von ihm beauftragten Miniſter in einer Sitzung der vereinigten Kam-
mern. Beide Kammern werden gleichzeitig berufen eröffnet vertagt und ge
ſchloſſen. Wird eine Kammer auſgelöſt, ſo wird die andere gleichzeitig ver
tagt. Art. 77. Jede Kammer prüft die Legitimation ihrer Mitglieder und
entſcheidet darüber. Sie regelt ihren Geſchäftsgang durch eine Geſchäfts
Ordnung und erwählt ihren Präſidenten ihre Vice- Präſidenten und Schrift
führer. Beamte bedürfen keines Urlaubs zum Eintritt in die Kammer. Durch
die Annahme eines beſoldeten Staats- Amtes oder einer Beförderung im
Staatsdienſte verliert jedes Mitglied einer Kammer Sitz und Stimme in der-
ſelben und kann ſeine Stelle nur durch eine neue Wahl wieder erlangen.
Niemand kann Mitglied beider Kammern ſein. Art. 78. Die Sitzungen bei
der Kammern ſind öffentlich. Jede Kammer tritt auf den Antrag ihres Prä
ſidenten oder von 10 Mitgliedern zu einer geheimen Sitzung zuſammen in
welcher dann zunächſt über dieſen Antrag zu beſchließen iſt. Art. 79. Keine
der beiden Kammern kann einen Beſchluß faſſen, wenn nicht die Mehrheit ih-
rer Mitglieder anweſend iſt. Jede Kammer faßt ihre Beſchlüſſe nach abſolu
ter Stimmenmehrheit, vorbehaltlich der durch die Geſchäftsordnung für Wah

Art. 80. Jede Kammer hat für ſich
das Recht, Adreſſen an den König zu richten. Niemand darf den Kammern
oder einer derſelben in Perſon eine Bittſchrift oder Adreſſe überreichen. Jede
Kammer kann die an ſie gerichteten Schriften an die Miniſter überweiſen und
von denſelben Auskunft über eingehende Beſchwerden verlangen. Art. 81.
Eine jede Kammer hat die Befugniß, Behufs ihrer Jnformation Kommiſſio-
nen zur Unterſuchung von Thatſachen zu ernennen. Art. 82. Die Mitglie-
der beider Kammern ſind Vertreter des ganzen Volkes. Sie ſtimmen nach ih-
rer freien Ueberzeugung und ſind an Aufträge und Jnſtructionen nicht gebun
den. Art. 83. Sie können weder für ihre Abſtimmungen in der Kammer,
noch für ihre darin ausgeſprochenen Meinungen zur Rechenſchaft gezogen wer
den. Kein Mitglied einer Kammer kann ohne deren Genehmigung während
der Sitzungsperiode wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zur Unterſu-
chung gezogen oder verhaftet werden außer wenn es bei Ausübung der That
oder binnen der nächſten 24 Stunden nach derſelben ergriffen wird. Gleiche



Genehmigung iſt bei einer Verhaftung wegen Schulden nothwendig. Jedes
Strafverfahren gegen ein Mitglied der Kammern und eine jede Unterſuchungs
oder Civilhaft wird für die Dauer der Sitzung aufgehoben wenn die betref
fende Kammer es verlangt. Art. 84. Die Mitglieder der erſten Kammer
erhalten weder Reiſekoſten noch Diäten. Die Mitglieder der zweiten Kammer
erhalten aus der Staatskaſſe Reiſekoſten und Diäten nach Maßgabe des Ge-
ſetzes. Ein Verzicht hierauf iſt unſtatthaft.

Titel VI. Von der richterlichen Gewalt.
Art. 85. Die richterliche Gewalt wird im Namen des Königs durch

unabhängige keiner anderen Autorität als der des Geſetzes unterworfene Ge
richte ausgeübt. Die Urtheile werden im Namen des Königs ausgefertigt und
vollſtreckt. Art. 86. Die Richter werden vom Könige oder in deſſen Namen
auf ihre Lebenszeit ernannt. Sie können nur durch Richterſpruch aus Grün
den welche die Geſetze vorgeſehen und beſtimmt haben ihres Amtes entſetzt,
zeitweiſe enthoben oder unfreiwillig an eine andere Stelle verſetzt und nur aus
den Urſachen und unter den Formen, welche im Geſetze angegeben ſind pen-
ſionirt werden. Auf die Verſetzungen, welche durch Veränderungen in der Or
ganiſation der Gerichte oder ihrer Bezirke nöthig werden, findet dieſe Beſtim
mung keine Anwendung. Art. 87. Den Richtern dürfen andere beſoldete
Staatsämter nicht übertragen werden. Ausnahmen ſind nur auf Grund eines
Geſetzes zuläſſig. Art. 88. Die Organiſation der Gerichte wird durch das
Geſetz beſtimmt. Art. 89. Zu einem Richteramte darf nur der berufen wer
den, welcher ſich zu demſelben nach Vorſchrift der Geſetze befähigt hat.
Art. 90. Gerichte für beſondere Klaſſen von Angelegenheiten insbeſondere
Handels und Gewerbe Gerichte, ſollen im Wege der Geſetzgebung an den
Orten errichtet werden, wo das Bedürfniß ſolche erfordert. Die Organiſation
und Zuſtändigkeit der Handels-, Gewerbe- und Militair-Gerichte, das Ver
fahren bei denſelben, die Ernennung ihrer Mitglieder, die beſonderen Verhält
niſſe der Letzteren und die Dauer ihres Amtes werden durch das Geſetz feſt
geſtellt. Art. 91. Die noch beſtehenden beiden oberſten Gerichtshöfe ſollen
zu einem einzigen vereinigt werden. Art. 92. Die Verhandlungen vor dem
erkennenden Gerichte in Civil und Strafſachen ſollen öffentlich ſein. Die
Oeffentlichkeit kann jedoch durch ein öffentlich zu verkündendes Urtheil ausge
ſchloſſen werden, wenn ſie der Ordnung oder den guten Sitten Gefahr droht.
Auch in Civilſachen kann die Oeffentlichkeit durch Geſetze beſchränkt werden.
Art. 93. Bei den mit ſchweren Strafen bedrohten Verbrechen bei allen po-
litiſchen Verbrechen und bei Preßvergehen erfolgt die Entſcheidung über die
Schuld des Angeklagten durch Geſchworene. Die Bildung des Geſchworenen-
Gerichts wird durch ein Geſetz geregelt. Art. 94. Die Kompetenz der Ge
richte und Verwaltungs- Behörden wird durch das Geſetz beſtimmt. Ueber
Kompetenz-Konflikte zwiſchen den Verwaltungs- und Gerichts Behörden ent-
ſcheidet ein durch das Geſetz bezeichneter Gerichtshof. Art. 95. Es iſt
keine vorgängige Genehmigung der Behörden nöthig um öffentliche Civil-
und Militair-Beamte wegen der durch Ueberſchreitung ihrer Amtsbefugniſſe
verübten Rechtsverletzungen gerichtlich zu belangen.

Titel VII. Von den Staatsbeamten.
Art. 96. Die beſonderen Rechtsverhältniſſe der nicht zum Richterſtande

gehörigen Staatsbeamten einſchließlich der Staats-Anwälte, ſollen durch ein
Geſetz geregelt werden welches ohne die Regierung in der Wahl der aus-
führenden Organe zweckwidrig zu beſchränken den Staatsbeamten gegen will-
kührliche Entziehung von Amt und Einkommen angemeſſenen Schutz gewährt.
Art. 97. Auf die Anſprüche der vor Verkündigung der Verfaſſungs- Urkunde
etatsmäßig angeſtellten Staatsbeamten ſoll im Staatsdienergeſetz beſondere
Rückſicht genommen werden.

Titel VIII. Von der Finanz- Verwaltung.
Art. 98. Alle Einnahmen und Ausgaben des Staats müſſen für jedes

Jahr im Voraus veranſchlagt und auf den Staatshaushalts Etat gebracht
werden. Letzterer wird jährlich durch ein Geſetz feſtgeſtellt. Art. 99. Steuern
und Abgaben für die Staatskaſſe dürfen nur ſo weit ſie in den Staatshaus-
haltsEtat aufgenommen oder durch beſondere Geſetze angeordnet ſind, erhoben
werden. Art. 100. Jn Betreff der Steuern können Bevorzugungen nicht ein
geführt werden. Die beſtehende Steuer- Geſetzgebung wird einer Reviſion un
terworfen und dabei jede Bevorzugung abgeſchafft. Art. 101. Gebühren
können Staats oder Kommunal-Beamte nur auf Grund des Geſetzes erheben.
Art. 102. Die Aufnahme von Anleihen für die Staats-Kaſſe findet nur auf
Grund eines Geſetzes ſtatt. Daſſelbe gilt von der Uebernahme von Gaxan-
tieen zu Laſten des Staats. Art. 103. Zu Etats-Ueberſchreitungen iſt die
nachträgliche Genehmigung der Kammern erforderlich. Die Rechnungen über
den Staatshaushalt werden von der Ober-Rechnungskammer geprüft und feſt
geſtellt. Die allgemeine Rechnung über den Staatshaushalt jeden Jahres,
einſchließlich einer Ueberſicht der Staatsſchulden, wird von der Ober-Rech-
nungskammer zur Entlaſtung der Staats- Regierung den Kammern vorgelegt.
Ein beſonderes Geſetz wird die Einrichtung und die Befugniſſe der Ober
Rechnungskammer beſtimmen.

Titel IX. Von den Gemeinden Kreis-, Bezirks- und
Provinzial-Verbänden.

Art. 104. Das Gebiet des preußiſchen Staates zerfällt in Provinzen,
Bezirke, Kreiſe und Gemeinden deren Vertretung und Verwaltung durch be
ſondere Geſetze unter Feſthaltung folgender Grundſätze näher beſtimmt wird.
1) Ueber die inneren und beſonderen Angelegenheiten der Provinzen, Bezirke,
Kreiſe und Gemeinden beſchließen aus gewählten Vertretern beſtehende Ver
ſammlungen deren Beſchlüſſe durch die Vorſteher der Provinzen, Bezirke,
Kreiſe und Gemeinden ausgeführt werden. Das Geſetz wird die Fälle beſtim
men, in welchen die Beſchlüſſe der Gemeinde Kreis-, Bezirks- und Provin
zial-Vertretung der Genehmigung einer höheren Vertretung oder der Staats
Regierung unterworfen ſind. 2) Die Vorſteher der Provinzen Bezirke und
Kreiſe werden von der Staats- Regierung ernannt, die der Gemeinden von den
Gemeinde- Mitgliedern gewählt. Die Organiſation der Exekutivgewalt des
Staates wird hierdurch nicht berührt. 3) Den Gemeinden insbeſondere ſteht
die ſelbſtſtändige Verwaltung ihrer Gemeinde Angelegenheiten zu, mit Ein-
ſchluß der Ortspolizei. Den Zeitpunkt und die Bedingungen des Ueberganges
der PolizeiVerwaltung an die Gemeinden wird das Geſetz beſtimmen. Die
polizeilichen Funktionen können in Städten von mehr als 30,000 Einwohnern
auf Staatsorgane übertragen werden. 4) Die Berathungen der Provinzial,
Bezirks, Kreis- und Gemeinde- Vertretungen ſind in der Regel öffentlich. Die
Ausnahmen beſtimmt das Geſetz.“ Ueber die Einnahmen und Ausgaben muß
jährlich wenigſtens ein Bericht veröffentlicht werden.

Allgemeine Beſtimmungen.
Art. 105. Geſetze ünd Verordnungen ſind nur verbindlich, wenn ſie zu

vor in der vom Geſetze vorgeſchriebenen Form bekannt gemacht worden ſind.
Wenn die Kammern nicht verſammelt ſind, können in dringenden Fällen, unter
Verantwortlichkeit des geſammten Staats Miniſteriums Verordnungen mit
Geſetzeskraft erlaſſen werden dieſelben ſind aber den Kammern bei ihrem
nächſten Zuſammentritt zur Genehmigung ſofort vorzulegen. Art. 106. Die
Verfaſſung kann auf dem ordentlichen Wege der Geſetzgebung abgeändert wer
den, wobei in jeder Kammer die gewöhnliche abſolute Stimmenmehrheit ge
nügt. Art. 107. Die Mitglieder der beiden Kammern und alle Stagtsbe
amten haben dem Könige und der Verfaſſung Treue und Gehorſam zu ſchwö-
ren. Art. 108. Die beſtehenden Steuern und Abgaben werden forterhoben,
und alle Beſtimmungen der beſtehenden Geſetzbücher, einzelnen Geſetze und
Verordnungen, welche der gegenwärtigen Verfaſſung nicht zuwiderlaufen, blei
ben in Kraft, bis ſie durch ein Geſetz abgeändert werden. Art. 109. Alle
durch die beſtehenden Geſetze angeordneten Behörden bleiben bis zur Ausfüh-
rung der ſie betreffenden organiſchen Geſetze in Thätigkeit. Art. 110. Für
den Fall eines Krieges oder Aufruhrs können die Artikel 5, 6, 7, 24, 25,
26, 27 und 28 der VerfaſſungsUrkunde zeit und diſtriktweiſe außer Kraft
geſetzt werden. Die näheren Beſtimmungen darüber bleiben einem beſonderen
Geſetze vorbehalten. Bis dahin bewendet es bei den in dieſer Beziehung be
ſtehenden Vorſchriften.

Uebergangs-Beſtimmungen.
Art. 111. Sollten durch die für Deutſchland feſtzuſtellende Verfaſſung

Abänderungen des gegenwärtigen Verfaſſungs- Geſetzes nöthig werden, ſo wird
der König dieſelben anordnen und dieſe Anordnungen den Kammern bei ihrer
nächſten Verſammlung mittheilen. Die Kammern werden dann Beſchluß dar
über faſſen, ob die vorläufig angeordneten Abänderungen mit der deutſchen
Verfaſſung in Uebereinſtimmung ſtehen. Art. 112. Die gegenwärtige Ver-
faſſung ſoll ſofort nach dem erſten Zuſammentritt der Kammern einer Revi
ſion auf dem Wege der Geſetzgebung (Art. 60 und 106) unterworfen werden.
Das im Artikel 52 erwähnte eidliche Gelöbniß des Königs ſowie die vorge-
ſchriebene Vereidung der beiden Kammern und aller Staats-Beamten, erfolgen
ſogleich nach vollendeter Reviſion (Artikel 107).

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck-
tem Königlichen Jnſiegel.

Gegeben Potsdam, den 5. Dezember 1848.

Friedrich Wilhelm.
Graf von Brandenburg. von Ladenberg. von Manteuffel.

von Strotha. Rintelen. von der Heydt.

Se. Majeſtät hat verordnet: daß die nach der Verfaſſungs Urkunde ins
Leben zu rufenden Kammern am 26. Februar 1849 in Unſerer Haupt und
Reſidenzſtadt Berlin ſich verſammeln. Zu dieſem Zwecke haben am 22. Ja-
nuar k. J. ſämmtliche Urwähler im ganzen Staate zur Wahl der Wahlmän-
ner, am 5. Februar k. J. die letzteren zur Wahl der Mitglieder der zweiten
Kammer am 29. Januar die zur Theilnahme an den Wahlen für die erſte
Kammer berechtigten Wähler zur Wahl von Wahlmännern, endlich am 12. Fe
bruar k J. die Letzteren zur Wahl der Mitglieder der erſten Kammer zuſam-
menzutreten.
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Extra- Peilage zum 100. Stück des Merſeburger Kreisblatts.

Drei ſchlagende Zeugniſſe des Wiedererwachens eines geſunden Nechts-
gefühls und wahrhaft patriotiſchen Sinnes.

Wir haben vor einiger Zeit eine Anſprache des Berliner Magiſtrats an ſeine Mitbürger vom 21. November d.
J. als einen Beleg für die den Maaßregeln der Regierung ſich zuwendende Geſinnung der Hauptſtadt mitgetheilt. Wir
glauben auch die Mittheilung des Erfolges jener Anſprache und zwar um ſo weniger vorenthalten zu dürfen, als derſelbe
allen Gutgeſinnten zur größten Genugthuung gereicht. Er geht aus der nachſtehenden Bekanntmachung unter Nr. 1.

hervor. Die derſelben folgende unter Nr. 2. bekundet die wahrhaft erhebende Wirkung, welche der ungeſetzliche Beſchluß
der Steuer-Verweigerung Seitens der Partei Unruh, in einem der Anſicht der letzteren ganz entgegengeſetzten Sinne her-
vorgebracht hat. Nr. 3. endlich enthält eine Mittheilung aus Nr. 284. der Berliniſchen Nachrichten, welche eine Ver-
breitung in weiteren Kreiſen um ſo mehr verdienen dürfte, als ſie das wackere politiſche Bekenntniß 900 junger Hand-
werker enthält, deren kernhafte Geſinnung dem Stande, dem ſie angehören, eine lebenskräftige Zukunft verbürgt.

1). An unſere Mitbürger.
Mit großer Freude und Genugthuung haben wir aus den zahlreichen zuſtimmenden Erklärungen, die uns aus der

Nähe und Ferne zugegangen ſind, den Anklang wahrgenommen den unſere Anſprache vom 21. November d. J. in un-
ſerem Vaterlande gefunden hat. Wir ſagen unſern innigen Dank allen den Biedermännern, welche uns durch ihre Zu-
ſchriften die ſtärkende Gewißheit gegeben haben, daß wir ihnen durch jenen Ausdruck unſerer Ueberzeugung in gleichen Ge

fühlen und Geſinnungen begegnet ſind. Die entgegengeſetzten Stimmen, welche ſich uns in öffentlichen Blättern, in
Adreſſen und in einem Pamphlete kundgegeben, haben uns nicht überraſchen und um ſo weniger beirren können, als ihre
Angriffe hauptſächlich gegen uns ſelbſt, nicht aber gegen die Sache, welche wir vertreten, gerichtet waren. Die Art die-
ſer Angriffe befeſtigt uns nicht minder, als jene beiſtimmenden Erklärungen in der Ueberzeugung, daß wir der Wahrheit

das Wort geredet und unſere Stimme für die Sicherung der wahren Freiheit erhoben haben, welche in der Gerechtigkeit
und Sittlichkeit, in der Ordnung und Geſittung, in der Heilighaltung des Geſetzes und in der Liebe wurzelt. Durch dieſe
höheren Mächte iſt der preußiſche Staat auferbaut worden. Durch ſie, nicht durch ſeine phyſiſche Macht, die nur ein Pro-
dukt ſeiner Intelligenz war, iſt Preußen als ein edles und geachtetes Glied in die europäiſche Staatenfamilie eingetreten.

Nur durch ſie hat es ſich vor einem Menſchenalter von ſeinem Falle glänzender als je erhoben. Durch ſie wird es ſich
auch jetzt erheben. Deutlicher als jemals wird jetzt wie der Abweg ſo der rechte Weg erkannt, der fortan zu entſchloſſener
That einzuſchlagen iſt, der Weg der Beſonnenheit, der Vernunft und des Friedens, der Weg patriotiſcher Hingebung, all-
gemeiner Gerechtigkeit und aufrichtigen Wohlwollens gegen alle unſere Brüder ohne irgend einen Unterſchied. Auf dieſe
Ueberzeugung, die jetzt die Nation durchdringt, bauen wir unſere Hoffnung auf eine glückliche Löſung der Aufgabe unſe-
rer Zeit, auf eine große Zukunft unſeres Vaterlandes.

Berlin, den 8. Dezember 1848. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Jn Folge des von einer Fraction der National- Verſammlung ausgegangenen Aufrufs zur Steuer-Verweigerung ſind

dem Kgl. Staatsminiſterium, um etwaigen Verlegenheiten der Staatskaſſe vorzubeugen, aus allen Theilen der Monarchie zahl-
reiche Anerbietungen zu SteuerVorausbezahlungen und Geldbeiträgen aller Art nicht ſelten mit ausdrücklicher Verzicht
leiſtung auf Rückzahlung und Verzinſung gemacht worden. Mehrere Patrioten haben ſogar mit der uneigennützigſten
Hochherzigkeit ihr geſammtes Vermögen dem Staate zur freieſten Verfügung geſtellt. Der gedachte Aufruf, welcher von

den traurigſten Folgen für unſer geſammtes Vaterland hätte werden können, iſt Dank ſei es dem geſunden Sinne des
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Volks faſt ohne alle Wirkung geblieben und hat nur an wenigen Orten eine ganz kurze Stockung der Steuer-Einzah-
lungen nach ſich gezogen. Die Staats-Kaſſe befindet ſich daher nicht in der Lage, zur Befriedigung der Staatsbedürfniſſe

von den bereitgeſtellten Opfern Gebrauch machen zu dürfen. Nichtsdeſtoweniger erſcheint es dem Unterzeichneten als eine
mit Freudigkeit zu erfüllende Pflicht, den hohen Werth der gemachten Anerbietungen und des ſich darin kundgebenden Aus-

drucks wahrer Vaterlandsliebe hiermit öffentlich dankend anzuerkennen.

Berlin, den 8. Dezember 1848.
Für den Finanzminiſter: Kühne.

3) Adreſſe 900 junger Handwerker.
Dem Magiſtrate zu Berlin iſt unter dem 26. November c. von dem daſelbſt unter der Leitung des Dr. Wunſch-

mann beſtehenden Handwerkerbunde, zu welchem 900 junge Männer aus dem Handwerkerſtande ſich vereinigt haben, nach

ſtehende Vorſtellung zugegangen, durch welche ſeine Mitglieder, obſchon ſie ſtatutenmäßig keine politiſchen Zwecke verfolgen,

ſich veranlaßt ſahen, als Staatsbürger ihre politiſche Geſinnungen frei und offen vorzutragen, um alle böſen Einwir-
kungen und alle ihnen feindlich geſinnten Einflüſterungen zu Schanden zu machen.

„Wir erachten dafür, daß das preußiſche Volk nicht erſt durch die blutigen Märztage, ſondern ſchon früher vurch die

geförderte Schulbildung zur nationalen Freiheit und zur politiſchen Mündigkeit geführt worden. Wir finden in dieſer
die Freiheit des Denkens und die Freiheit des geſetzlichen Handelns feſt begründet. Wir wollen die Freiheit, die Gott
jedem Menſchen ſchon mit ſeiner Geburt verliehen, wir wollen, daß die von der Nation geforderten und verbrieften Grund
freiheiten Sicherung und dahin Ausbildung erhalten daß die Freiheiten der einzelnen Menſchen, ſowie der Veyeine durch
politiſche und poſitive Geſetze nur inſoweit eingeſchränkt werden als das Gemeinwohl es unabweislich fordert. Wir
erkennen an daß dieſe Freiheiten nur in Geſetz und Ordnung begründet ſeyn können und machen uns deren Aufrecht-
haltung im ganzen Umfange zu einer unumſtößlichen Aufgabe. Jndem wir die drückende Schwüle der Zeit fühlen, in
welcher Handel und Gewerbe darniederliegt, wollen wir gegen alle Geſetzloſigkeit und den Umſturz der bürgerlichen Ord-
nung kämpfen. Wir ſind feſt überzeugt, daß auf dem Wege der Anarchie nimmermehr Freiheit und Wohlfahrt zu erlan
gen iſt, und wünſchen, daß die Handhaber der Geſetze mit der größten Entſchiedenheit allem Unweſen ſteuern möchten, das
das Unglück über Tauſende gebracht hat. Wir wollen endlich unſre geſetzlichen Freiheiten durch eine eonſtitütionelle
Monarchie auf demokratiſchen Grundlagen vertreten ſehen und erkennen in ihr allein die einzige Gewähr für das Beſtehen

und die Wohlfahrt des Vaterlandes, wie für die Freiheit des Volkes. Wir weiſen alle republikaniſchen Beſtrebungen ent
ſchieden zurück und werden uns nicht durch glänzende Vorſpiegelungen derjenigen täuſchen laſſen, welche, ohne das Geringſte

für die Arbeiter zu thun, dieſe nur zum Haſſe gegen die Arbeitgeber verleiten, um ſelbſtſüchtige und anarchiſche Beſtrebnn-
gen durchzuſetzen. Durchdrungen von dieſen Geſinnungen, glauben wir ruhig der nicht fern liegenden Zeit entgegenſehen
zu können, in welcher das Getriebe klarer durchſchaut werden kann, und ſich herausſtellen wird, auf welcher Seite das
Rechte liegt und wer das Wohl des Volkes ins Auge gefaßt hat.“

Es iſt in der That höchſt erfreulich, von dieſen Geſinnungen Kenntniß zu erhalten, welche eine lebensfriſche
junge Schaar, die dem Handwerkerſtande angehört, beſeelt. Gebe Gott, daß ſolche in den weitern Kreiſen aller Stände
Verbreitung und überall diejenige Aufnahme und Anerkennung finden mögen, welche eine ehrenwerthe Geſinnung immer
verdient. Mit ihnen im Herzen, iſt Glück und Heil für unſer Vaterland zu exwarten.
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